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ANHANG 

STRAFTATBESTÄNDE, AUF DIE DIE RICHTLINIE DIREKT ANWENDUNG 

FINDET 

 

Artikel 3 der Richtlinie 2014/42/EU 

1. Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c des Vertrags über 

die Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der 

Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

beteiligt sind, (im Folgenden „Übereinkommen über die Bekämpfung der 

Bestechung, an der Beamte beteiligt sind“), 

2. Rahmenbeschluss 2000/383/JI des Rates vom 29. Mai 2000 über die Verstärkung des 

mit strafrechtlichen und anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen 

Geldfälschung im Hinblick auf die Einführung des Euro, 

3. Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 

Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln, 

4. Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche sowie 

Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und 

Erträgen aus Straftaten, 

5. Rahmenbeschluss 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur 

Terrorismusbekämpfung, 

6. Rahmenbeschluss 2003/568/JI des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der 

Bestechung im privaten Sektor, 

7. Rahmenbeschluss 2004/757/JI des Rates vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von 

Mindestvorschriften über die Tatbestandsmerkmale strafbarer Handlungen und die 

Strafen im Bereich des illegalen Drogenhandels, 

8. Rahmenbeschluss 2008/841/JI des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Bekämpfung der 

organisierten Kriminalität, 

9. Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 

2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner 

Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates, 

10. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 

Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen 

Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, 

11. Richtlinie 2013/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. August 

2013 über Angriffe auf Informationssysteme und zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2005/222/JI des Rates 
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Rechtsinstrumente, die bereits unter Artikel 3 fallende Instrumente ersetzen 

1. Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 

2017 zur Terrorismusbekämpfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 

2002/475/JI des Rates und zur Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates; 

2. Richtlinie (EU) 2018/1673 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2018 über die strafrechtliche Bekämpfung der Geldwäsche. 

3. Richtlinie (EU) 2019/713 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 

2019 zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren 

Zahlungsmitteln und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/413/JI des Rates 

4. Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 

2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen 

Geldfälschung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates 

Rechtsinstrumente, durch die ausdrücklich festgelegt ist, dass die Richtlinie auf die 

darin harmonisierten Straftaten Anwendung findet 

1. Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 

2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der 

Union gerichtetem Betrug. 

Artikel 5 der Richtlinie 2014/42/EU betreffend Straftaten, bei denen eine erweiterte 

Einziehung ermöglicht wird 

1. Bestechung und Bestechlichkeit im privaten Sektor gemäß Artikel 2 des 

Rahmenbeschlusses 2003/568/JI sowie Bestechung und Bestechlichkeit, an der 

Beamte der Organe der Union oder der Mitgliedstaaten beteiligt sind, nach den 

Artikeln 2 bzw. 3 des Übereinkommens über die Bekämpfung der Bestechung, an der 

Beamte beteiligt sind; 

2. Straftaten im Zusammenhang mit der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung 

gemäß Artikel 2 des Rahmenbeschlusses 2008/841/JI, zumindest in Fällen, in denen 

die Straftat zu einem wirtschaftlichen Vorteil geführt hat; 

3. Veranlassung oder Anwerbung eines Kindes zu einer Mitwirkung an pornografischen 

Darbietungen oder Profit von dieser oder anderweitige Ausbeutung eines Kindes für 

derartige Zwecke, wenn das Kind das Alter der sexuellen Mündigkeit erreicht hat, 

gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2011/93/EU; Vertrieb, Verbreitung oder 

Weitergabe von Kinderpornografie gemäß Artikel 5 Absatz 4 der Richtlinie 

2011/93/EU; Anbieten, Liefern oder sonstiges Zugänglichmachen von 

Kinderpornografie gemäß Artikel 5 Absatz 5 jener Richtlinie; Herstellung von 

Kinderpornografie gemäß Artikel 5 Absatz 6 jener Richtlinie; 

4. rechtswidrige Systemeingriffe und rechtswidrige Eingriffe in Daten gemäß den 

Artikeln 4 bzw. 5 der Richtlinie 2013/40/EU, wenn eine erhebliche Zahl von 

Informationssystemen durch Verwendung eines Tatwerkzeugs nach Artikel 7 der 

genannten Richtlinie, das in erster Linie dafür ausgelegt oder hergerichtet worden ist, 

beeinträchtigt wurde; das vorsätzliche Herstellen, Verkaufen, Beschaffen zwecks 

Gebrauchs, Einführen, Verbreiten oder anderweitiges Verfügbarmachen von 
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Instrumenten, die für das Begehen von Straftaten verwendet werden, zumindest wenn 

kein leichter Fall vorliegt, nach Artikel 7 der Richtlinie 2013/40/EU; 

5. eine Straftat, die mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens vier Jahren 

bedroht ist, in Übereinstimmung mit dem einschlägigen Rechtsinstrument in Artikel 

3 oder, sofern in dem betreffenden Instrument kein Strafmaß genannt ist, in 

Übereinstimmung mit dem nationalen Recht. 
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